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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Ursula Fischer, Dr. Hans Modrow 
und der Gruppe der PDS/Linke Liste 
— Drucksache 12/427 — 


Erlassung der Schulden Nicaraguas gegenüber der DDR 


A. Problem 

Die Antragsteller schlagen vor, die gegenüber der früheren DDR 
entstandenen Schulden Nicaraguas zu erlassen. 


B. Lösung 

Ablehnung des Antrags. 

Die Ablehnung des Antrags erfolgte mit den Stimmen der Koali- 
tionsfraktionen und denen der Fraktion der SPD gegen die 
Stimme der PDS/Linke Liste bei Abwesenheit der Gruppe 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 



Drucksache MITSSH 


Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag — Drucksache 12/427 — abzulehnen. 

Bonn, den 12. Februar 1992 

Der Finanzausschuß 

Hans H. Gattermann Dr. Barbara Höll 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Dr. Jürgen Warnke 

Berichterstatter 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/2287 


Bericht der Abgeordneten Dr. Barbara Höll und Dr. Jürgen Warnke 


1. Der Antrag — Drucksache 12/427 — wurde vom 
Plenum des Deutschen Bundestages in dessen 
33. Sitzung zur federführenden Beratung an den 
Finanzausschuß sowie zur Mitberatung an den 
Auswärtigen Ausschuß, den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit und dem Haushalts- 
ausschuß überwiesen. Der Haushaltsausschuß hat 
am 18. September 1991 zu der Vorlage votiert, der 
Auswärtige Ausschuß am 6. November 1991, der 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit am 
15. Januar 1992. Der Finanzausschuß hat den 
Antrag am 12. Februar 1992 behandelt. 

2. Die Antragsteller fordern, die gegenüber der ehe- 
maligen DDR entstandenen Schulden Nicaraguas 
zu erlassen. Insgesamt belaufe sich die Auslands- 
verschuldung dieses Landes auf rd. 11 Mrd. US-$. 
Der geforderte Schuldenerlaß solle zur Überwin- 
dung der krisenhaften wirtschaftlichen Lage Nica- 
raguas beitragen und die demokratische Entwick- 
lung dieses Staates unterstützen. 

3 . Der Auswärtige Ausschuß hat mit den Stimmen der 
Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Frak- 
tion der SPD und gegen die Stimmen der Gruppen 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke 
Liste die Ablehnung des Antrags vorgeschlagen. 
Der Haushaltsausschuß hat die Vorlage einver- 
nehmlich bei Abwesenheit der Gruppen BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der PDS/Linke Liste 
abgelehnt. Der Ausschuß für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit hat ebenfalls, gegen die antrag- 
stellende Gruppe, die Ablehnung des Antrags 
empfohlen. Gleichzeitig hat er folgende Beschluß- 
empfehlung an das Plenum des Deutschen Bundes- 
tages vorgeschlagen: 

„Der Deutsche Bundestag begrüßt die im Pariser 
Club am 18. Dezember 1991 erzielte Schuldenre- 
gelung für Nicaragua und die dazu von der Bun- 
desregierung unternommenen Bemühungen. Er 
erwartet, daß die Bundesregierung im Rahmen der 
bilateralen Verhandlungen weitere Schuldener- 
leichterungen für Nicaragua — insbesondere hin- 
sichtlich der aus Zahlungsverpflichtungen gegen- 
über der ehemaligen DDR resultierenden Aus- 
land sverschiildung — gewährt, und damit dem 
Beschluß des Deutschen Bundestages vom 30. Ok- 
tober 1990 (Drucksache 11/6936) Rechnung 
trägt. " 

4. Im federführenden Finanzausschuß haben die 
Koalitionsfraktionen und die Bundesregierung dar- 
auf verwiesen, daß die Lösung des Problems der 
Auslandsverschuldung Nicaraguas grundsätzlich 
im multinationalen Rahmen gefunden werden 
müsse. Die Bundesregierung hat dargelegt, daß ein 


erster Schritt hierzu im Dezember 1991 mit der 
Vereinbarung des Pariser Clubs unternommen 
worden sei, Nicaragua einen Schuldenerlaß von 
50 V. H. für die bis März 1993 fälligen Forderungen 
zu gewähren und das Land bis dahin vom Schul- 
dendienst weitgehend freizustellen. Darüber hin- 
aus hat sie darauf verwiesen, daß die Gläubiger- 
staaten Nicaraguas dem Lande bereits Verhand- 
lungen über weitere Schuldenerleichterungen in 
Aussicht gestellt hätten. Die Bundesregierung 
werde sich dafür einsetzen, in diesem Rahmen eine 
für Nicaragua tragbare Schuldenregelung zu errei- 
chen und damit der im Mitberatungsvotum des 
Ausschusses für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
erwähnten Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages (Drucksache 11/6936) zum Durchbruch zu 
verhelfen. 

Über diese Schiildenerleichterungen hinaus haben 
sich die Koalitionsfraktionen und die Bundesregie- 
rung bereit erklärt, Nicaragua von den Schulden zu 
entlasten, die aus Waffenlieferungen der ehemali- 
gen DDR an dieses Land resultieren. Der Umfang 
dieser Verpflichtungen sei auf ca. lOv. H. der 
gegenüber der früheren DDR bestehenden Schul- 
den von ca. 580 Mio. US-$ zu beziffern. Die Koali- 
tionsfraktionen und die Bundesregierung haben 
die Auffassung vertreten, daß die Bundesrepublik 
Deutschland aus der Lieferung militärischer Güter 
an Nicaragua durch die frühere DDR keinen Vorteil 
erlangen solle. Die Fraktion der SPD hat sich dieser 
Ansicht angeschlossen. Der Ausschuß bittet die 
Bundesregierung, auf der Grundlage dieser Posi- 
tion aktiv zu werden. 

Die Gruppe der PDS/Linke Liste hat an dem Antrag 
festgehalten. Sie hat darauf hingewiesen, daß sich 
die im Pariser Club getroffene Regelung nicht auf 
einen Gesamterlaß der Schulden beziehe, sondern 
nur aktuell fällige Zins- und Tilgungsleistungen 
betreffe. Eine Reduktion der Gesamtverschuldung 
Nicaraguas in nennenswertem Umfang finde nicht 
statt. Die Entschließung des Deutschen Bundesta- 
ges (Drucksache 11/6936) sei eine Willenserklä- 
rung ohne Bindungs Wirkung. Die Bundesregie- 
rung werde lediglich aufgefordert, Schuldener- 
leichterungen „in Erwägung" zu ziehen. Eine „mo- 
ralische" Bewertung der Verschuldungsgründe 
Nicaraguas, wie sie Vertreter der Koalitionsfraktio- 
nen vornähmen, könne nach Auffassung der 
Antragsteller allenfalls zu dem Beschluß führen, 
auf den Gesamtumfang aller Außenstände aus 
alten DDR-Forderungen zu verzichten, da die Bun- 
desrepublik Deutschland nicht Schulden für Kre- 
dite eintreiben könne, die sie nicht gewährt 
habe. 
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Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 


Bonn, den 12. Februar 

Dr. Barbara Höll 

Berichterstatterin 


Die Ablehnung des Antrags erfolgte mit den Stim- 
men der Koalitionsfraktionen und denen der Frak- 
tion der SPD gegen die antragstellende Gruppe. 
Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN war bei 
der Beratung der Vorlage nicht anwesend. 


1992 


Dr. Jürgen Warnke 

Berichterstatter 
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